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längere Berufspraxis gefordert. Bei der Nominierung von 
Rechtsanwälten ist in Spanien eine 15jährige und in Italien 
eine 20jährige Berufspraxis vorgeschrieben. Die Einbeziehung 
von Anwälten in den Kreis der Richter erweitert zweifellos 
die Sichtweite und die Erfahrungsbreite des Verfassungsge­
richts.

Um die Unabhängigkeit der Verfassungsrichter zu gewähr­
leisten, ist in allen westeuropäischen Ländern mit Verfas­
sungsgerichten sowie in Polen geregelt (bzw. ist es Praxis), 
daß das Amt eines Verfassungsrichters in jedem Fall mit 
einem parlamentarischen Mandat, einem Regierungsamt oder 
einer leitenden Funktion in einer politischen Partei unver­
einbar ist (sog. Inkompatibilität von Ämtern). In westeuro­
päischen Ländern ist es üblich, daß der zur Wahl als Ver­
fassungsrichter vorgeschlagene Kandidat auf ein Regierungs­
amt verzichtet; in Polen ist dieser Verzicht auf jegliche Be­
schäftigung in einem staatlichen Organ ausgedehnt.

Die Verfassungsrichter in Italien und Spanien müssen so­
gar auf jegliche Berufstätigkeit verzichten. Ob dies auch für 
die Tätigkeit der Verfassungsrichter in Forschung und Lehre 
zweckmäßig ist, möchte ich bezweifeln. Gerade die wissen­
schaftliche Betätigung der Verfassungsrichter muß doch so­
wohl zur Qualifizierung der Verfassungsrechtsprechung als 
auch zur Erhöhung des Niveaus der juristischen Ausbildung 
beitragen.

Die Unabhängigkeit der Verfassungsrichter wird ferner 
durch ihre prinzipielle Unabsetzbarkeit gewährleistet. Die 
Amtsdäuer berücksichtigt auch den Aspekt, daß in der Arbeit 
des Verfassungsgerichts Kontinuität gewährleistet sein muß. 
Dies wird z. B. in Frankreich dadurch erreicht, daß das Man­
dat der Mitglieder des Verfassungsrates neun Jahre dauert, 
danach aber nicht wieder verlängert wird. Zugleich wird der 
Verfassungsrat alle drei Jahre zu je einem Drittel erneuert 
(Art. 56 Abs. 1 der Verfassung). Auf diese Weise wird eine 
bestimmte Kontinuität der Rechtsprechung gesichert, zugleich 
aber auch die Einbringung neuer Sichtweisen in die Recht­
sprechung des Verfassungsgerichts gewährleistet.

Politisch hat dies allerdings zur Folge, daß diejenigen 
Mehrheiten, die die Zusammensetzung des Verfassungsrates 
beeinflußt haben, diesen auch dann noch dominieren, wenn 
sie parlamentarisch schon zur Minderheit gehören. «

In Polen ist eine Amtszeit der Verfassungsrichter von acht 
Jahren vorgesehen;* alle- vier Jahre wird das Verfassungs­
gericht um die Hälfte aller Mitglieder erneuert. Die Praxis 
anderer Länder kennt auch die Ernennung der Richter auf 
Lebenszeit (so Belgien, USA, Österreich und faktisch auch 
Japan).'In der BRD beträgt die Amtsdauer 12 Jahre, in Por­
tugal sechs Jahre, in Italien, Spanien und Frankreich neun 
Jahre. Das Recht auf Wiederwahl ist in den Ländern unter­
schiedlich geregelt.

Zu den Aufgaben eines Verfassungsgerichts 1

1. Die wichtigste Aufgabe des Verfassungsgerichts ist es, die 
Kontrolle über die Verfassungsmäßigkeit der Gesetze aus­
zuüben und die Hierarchie der Rechtsnormen zu sichern. Auf 
diese Weise trägt es dazu bei, die Gesetzgebungstätigkeit des 
Parlaments zu qualifizieren.

Man unterscheidet zwischen der abstrakten (präventiven 
oder repressiven) und der konkreten Normenkontrolle sowie 
als besondere Form die Individualbeschwerde oder Popular­
klage. Abstrakte Normenkontrolle bedeutet die Prüfung der 
Gesetze am Maßstab der Verfassung außerhalb eines konkre­
ten anderen Verfahrens, und zwar sowohl hinsichtlich ihres 
Inhalts als auch hinsichtlich ihres Zustandekommens.

Präventive Normenkontrolle heißt, daß das Verfassungs­
gericht nach Beschlußfassung durch das ParlamenVund vor 
Verkündung des Gesetzes prüft, ob das Gesetz mit der Ver­
fassung in Übereinstimmung steht. Diese Regelung gibt es 
in vollem Umfang nur in Frankreich: Nach Art. 46 und 61 der 
Verfassung können Gesetze, denen die Verfassung den Cha­
rakter von Verfassungsgesetzen verleiht, erst verkündet wer­
den, nachdem der Verfassungsrat ihre Übereinstimmung mit 
der Verfassung festgestellt hat; alle anderen Parlaments­
gesetze können vor ihrer Verkündung durch die in Art. 61 
genannten Antragsberechtigten dem Verfassungsrat vorgelegt 
werden. In Österreich gilt diese Regelung nur für Gesetze 
mit föderativer Kompetenzverteilung.

Die präventive Normenkontrolle hat den Effekt, daß nach 
der Verkündung eines Gesetzes Zweifel an seiner Verfas­
sungsmäßigkeit ausgeschlossen werden. Lediglich bei der (in 
Frankreich nur dem Staatsrat obliegenden) Kontrolle der zur 
Realisierung des Gesetzes erlassenen'nachgeordneten Rege­
lungen sind unter Umständen Neubewertungen möglich.

Eine repressive Normenkontrolle kennen die meisten
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westeuropäischen Verfassungsgerichte und Polen. Sie erlaubt 
den Zugriff auf Gesetze n a c h  deren Verkündung, und zwar 
in der Regel innerhalb einer bestimmten Frist.

Die polnische Regelung sieht vor, daß Gesetze des Sejm, 
der obersten Volksvertretung, die ja der rechtliche Ausdruck 
der Volkssouveränität sind, auch nur von- der obersten Volks­
vertretung selbst geändert oder aufgehoben werden kön­
nen. Kommt das Verfassungsgericht bei seiner Prüfung zu 
dem Ergebnis, daß ein vom Sejm beschlossenes Gesetz ganz 
oder teilweise der Verfassung widerspricht, so kann der Sejm 
entweder dieser Auffassung folgen und das beanstandete Ge­
setz aufheben oder ändern, oder er kann mit verfassungs­
ändernder Mehrheit die Entscheidung des Verf assungsgerichts 
verwerfen.

2. In vielen Ländern gehört auch die Verfassungs- und 
Legalitätskontrolle in bezug auf Normativakte der Exekutive 
zu den Aufgaben des Verfassungsgerichts. In Polen ist vor­
gesehen, daß bei Normativakten unterhalb des Gesetzes das 
Verfassungsgericht endgültig und mit bindender Wirkung ent­
scheidet. Allerdings verliert der Normativakt damit nicht 
automatisch seine Gültigkeit. Die Entscheidung des Verfas­
sungsgerichts verpflichtet vielmehr dasjenige Exekutivorgan, 
das den Normativakt erlassen hat, zu dessen Aufhebung in­
nerhalb einer gesetzlich bestimmten Frist. Bleibt dieses Or­
gan dann untätig, so verliert, der beanstandete Normativakt 
in dem in der Entscheidung des Verfassungsgerichts genann­
ten Umfang seine Rechtswirksamkeit. In besonders begrün­
deten Fällen kann das Verfassungsgericht die Anwendung des 
Normativaktes ganz oder teilweise aussetzen.

3. Bei der konkreten Normenkontrolle wird das Verfas­
sungsgericht auf Antrag eines Bürgers (vgl. Punkt 4) auf 
Vorlage der Sache bzw. Anfrage eines ordentlichen Gerichts 
im Zusammenhang mit einem konkreten gerichtlichen Ver­
fahren tätig. Damit wird die Bedeutung der Gerichte im Ver­
fassungssystem unterstrichen. In Polen steht das Anfragerecht 
nur dem Obersten Gericht zu, das allerdings auch Anfragen 
der unteren Gerichte vartragen kann.

4. Über Individualbeschwerden von Bürgern entscheiden 
die Verfassungsgerichte vieler Länder dann, wenn die Ver­
ätzung eines verfassungsmäßig garantierten Bürgerrechts 
durch ein Gesetz oder durch einen untergeordneten Normativ­
akt in einem konkreten Fall behauptet wird. Prinzipiell gilt 
jedoch als Voraussetzung für die Behandlung einer solchen 
Beschwerde durch das Veffassungsgericht, daß der Bürger den 
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten ausgeschöpft hat. 
In vom Verfassungsgesetzgeber ausdrücklich und erschöpfend 
aufgezählten Einzelfällen (vgl. Art. 93 Abs. 1 Ziff. 4 b Grund­
gesetz der BRD) kann ein Bürger ausnahmsweise ohne vor­
herige Rechtswegausschöpfung Verfassungsbeschwerde er­
heben, wenn die zu entscheidende Rechtsfrage von allgemei­
ner Bedeutung ist.

In der BRD, in Österreich, in der Schweiz und in Spanien 
ist für die Behandlung derartiger Anträge ein Vorprüfungs­
verfahren durch ein kleineres Verfassungsrichtergremium 
vorgesehen, um der Flut derartiger Anträge Herr zu werden. 
Die Anzahl der dann durch das Verfassungsgericht selbst zu 
entscheidenden Fälle wird damit wesentlich begrenzt.

Portugal und Spanien haben bei Individualbeschwerden 
ein spezielles Verfahren vor einem Volksanwalt eimgeführt.


